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Rülke: Grün-Rot ist mit Flüchtlingshilfe überfordert und entflieht der
Diskussion mit unsachlicher Polemik

Der Vorsitzende der FDP-Landtagsfraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke, hat in der Aktuellen Debatte
„Kommunen entlasten - Flüchtlinge gezielt unterstützen“ die Haltung der FDP-Fraktion zur aktuellen
Flüchtlingspolitik der Landesregierung aufgezeigt. Aus Rülkes Sicht bedarf es eines Gesamtkonzeptes zur
Flüchtlingsaufnahme.

Denn seit Monaten steige die Zahl der nach Deutschland und Baden-Württemberg kommenden
Flüchtlinge und Asylbewerber. Die drei Erstaufnahmestellen in Baden-Württemberg seien trotz des
Engagements der Menschen vor Ort nicht mehr in der Lage, sich um die Ankommenden richtig zu
kümmern. Rülke verwies dazu auch auf die eindringlichen Berichte der Verantwortlichen in den Städten
und Gemeinden beispielsweise im aktuellen Positionspapier des Gemeindetages.

Statt aber ein schlüssiges Gesamtkonzept vorzulegen, komme von der grün-roten Landesregierung wenig
substantielles, so Rülke: „Ministerpräsident Kretschmann tröstet die Menschen vor Ort mit wenig
hilfreichen Kommentaren wie in der Südwest Presse vom 24.06.2015, die ihn mit den Worten ‚In solchen
Notsituation ist das einfach so.‘ zitiert.“ Angesichts der eigenen Überforderung reagiere Grün-Rot auf die
Vorschläge der Opposition mit unsachlicher Polemik.

Dabei sollte aus Rülkes Sicht jedem klar sein, dass – wie in den Eckpunkten der FDP-Fraktion
beschlossen – im Rahmen eines Gesamtkonzeptes:

die Kapazitäten der drei Landeserstaufnahmestellen in Karlsruhe, Meßstetten und Ellwangen
massiv auszubauen bzw. weitere zu schaffen sind,
Asylverfahren innerhalb von drei Monaten durchgeführt werden müssen, wobei es dabei Ziel sein
muss, dass für diese Zeit die Asylbewerber in den Landeserstaufnahmestellen bleiben und nicht
den Kommunen zugewiesen werden,
das Personal an den Verwaltungsgerichten aufgestockt gehört, um eine rasche und konsequentere
Rückführung von Personen mit unbegründetem Antrag zu gewährleisten, dazu Außenstellen der
Verwaltungsgerichte an den Landeserstaufnahmestellen errichtet werden sollen,
das Taschengeld für Asylbegehrende aus sicheren Herkunftsländern auf Sachleistungen umgestellt
werden soll,
die Kosten für die Stadt- und Landkreise im Wege der Spitzabrechnung vollständig vom Land zu
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übernehmen sind,
zusätzliche von Land und Bund (BMF) getragene Integrations- und Sprachkurse für Menschen mit
guter Bleibeperspektive einzurichten sind und das Integrationsministerium zudem endlich die
Verwaltungsvorschrift für die Durchführung berufsbezogener Sprachförderung vorlegen muss,
die Landesregierung sich beim Bund für eine weitere Erhöhung der Mitarbeiterzahl beim
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und für die Erweiterung der Regelung der sicheren
Herkunftsländern auf Albanien, Kosovo und gegebenenfalls weitere einsetzen muss und
sie sich für ein modernes Zuwanderungsrecht nach dem Vorbild Kanadas oder Australiens
einsetzen muss, da dieses u. a. einen besseren und rascheren Arbeitsmarktzugang für Flüchtlinge
mit guter Bleibeperspektive umfasst. Berufliche Qualifikationen sind dafür schon in den
Erstaufnahmestellen zu erfassen und regionale Bündnisse für Arbeit zu initiieren.

 

Insgesamt, so Rülke abschließend, würde dies zu menschenwürdigeren Zuständen, schnelleren
Verfahren, einer besseren Integration und zügigen Rückführungen führen.


